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Freiburger Nachrichten

Aushub-Deponie ist unerwünscht
Weil in Düdingen zwischen Räsch und Ottisberg eine Deponie für Aushubmaterial geplant ist, befürchten viele Bürger Mehrverkehr.

Karin Aebischer

DÜDINGEN Nach der Präsenta-
tion des Projekts für eine Aus-
hub-Deponie in Düdingen zwi-
schen Räsch und Ottisberg ent-
wickelte sich am Montagabend 
im Podium eine intensive Dis-
kussion darüber. «Es ist kein 
einfaches Dossier», sagte Am-
mann Kuno Philipona (CVP). 
Dennoch beabsichtige der Ge-
meinderat, zu den am Freitag 
öffentlich aufgelegten Plänen 
(die FN berichteten) ein positi-
ves Gutachten abzugeben. Un-
ter den rund 120 Personen, die 
zum Infoabend der Gemeinde 
gekommen waren, befanden 
sich nebst vielen Anwohnern 
und Gemeindepolitikern auch 
die Vertreter der einfachen Ge-
sellschaft Lengi Weid, die das 
Projekt eingereicht hatte. Ihr 
gehören das Unternehmen JPF 
Gravières SA sowie der Unter-
nehmer und Besitzer des be-
troffenen Landstücks, Fernand 
Andrey, an. 

Eine neue Strassenführung
Die Bedenken der Bürgerin-

nen und Bürger betrafen vor al-
lem zwei Punkte: die Zunahme 
des Schwerverkehrs und das 
Landschaftsbild, das sich auf 
der Parzelle unterhalb der Wal-
degg-Kapelle verändern wür-
de. Kuno Philipona erklärte, 
dass sich dieses nicht extrem 
ändere. Die bestehende Senke 
werde aufgefüllt und der Über-
gang zur Kapelle wie eine Ter-
rasse gestaltet. 

«Eine Landschaft kann man 
doch nicht einfach so verschan-
deln. Wieso füllt man nicht erst 
alle Löcher, die bestehen?», 
fragte ein Bürger. Gemeinde-
rat Markus Bapst, der als Ver-
treter des ausführenden Büros 
Triform SA sprach, gab zu ver-
stehen, dass es durchaus ande-
re «Narben in der Landschaft» 
gebe, die man nutzen könnte. 
Diese seien aber nicht im ent-
sprechenden Richtplangebiet, 
und somit wäre es schwierig, 
eine Bewilligung zu erwirken. 

In fünf Etappen sollen in der 
Lengi Weid bis 2043 insgesamt 

eine Million Kubikmeter Mate-
rial verschoben werden. Davon 
werden gemäss Markus Bapst 
700 000 bis 750 000 Kubikme-
ter hingeführt, was zu einer 
Zunahme von vier Lastwagen-
fahrten pro Tag führe. Kon-
zentriert auf acht Monate seien 
dies bei 7300 Lastwagenfahr-
ten pro Jahr, insgesamt 42 am 
Tag und 3,51 pro Stunde. 

Um die Weiler Räsch, Ottis-
berg und die untere Zelg vom 
Verkehr zu entlasten und die 
Sicherheit zu erhöhen, sieht 
das Projekt eine neue Stras-
se durchs Kiemy vor, die rund 
630 000 Franken kosten und 
vollumfänglich von der einfa-
chen Gesellschaft Lengi Weid 
finanziert würde. «Die Ver-
kehrssituation verbessert sich 
dadurch», sagte Gemeinderat 
Urs Hauswirth (SP). Die An-
wohner der Zelgstrasse hin-

gegen müssten mit Mehrver-
kehr rechnen. «Die Situation 
ist schon jetzt prekär. Wäre es 
nicht möglich, einen Trans-
portweg über Balliswil–Kastels 
zu führen?», fragte eine An-
wohnerin der Zelgstrasse. Bau-
amtleiter David Köstinger er-
klärte, dass bei dieser Variante 
die Überquerung der Bahnlinie 
ein grosser Hemmschuh sei. 
Die Brücke sei auf eine Last von 
18 Tonnen beschränkt. Lastwa-
gen, die Kies abführen, seien 
30 bis 40 Tonnen schwer. Eine 
Sanierung der Brücke würde 
gemäss Köstinger mindestens 
fünf Millionen Franken kosten.

Vereinbarung abgeschlossen
Andere Bürger warnten vor 

Mehrverkehr durchs Dorf. Ein 
Bürger forderte den Gemein-
derat auf, auf der Höhe Kiemy 
eine provisorische Autobahn-

ausfahrt zu prüfen. Dies sei 
ein Vorhaben ohne Realisie-
rungschancen, sagte Kuno Phi-
lipona. Die Signale des Bun-
desamts für Strassen (Astra) 
seien klar. Erst kürzlich habe 
ihm Astra-Direktor Jürg Röth-
lisberger an einem Vortrag in 
Flamatt gesagt, dass es in Frie-
seneit nie eine Autobahnaus-
fahrt geben werde. 

Was denn die Bürger von die-
sem Projekt hätten, wollte ei-
ne Frau wissen. «Ich habe das 
ungute Gefühl, dass es dabei 
nur um den grossen Profit für 
die beteiligten Unternehmen 
geht», sagte sie. Philipona er-
klärte, dass die neue Stras-
senführung aus seiner Sicht 
ein grosser Gewinn für die Ge-
meinde wäre. Zudem habe der 
Gemeinderat mit der einfa-
chen Gesellschaft Lengi Weid 
eine Vereinbarung abgeschlos-

sen. «Wir haben lange darum 
gerungen und sicher das Ma-
ximum herausgeholt.» Für Dü-
dingen würden während der 
Betriebsdauer der Deponie 
70 000 bis 80 000 Franken pro 
Jahr herausschauen, sagte er 
auf die wiederholte Forderung, 
den Inhalt der Vereinbarung 
offenzulegen.

Zirka 18 Franken pro Kubikmeter

Markus Bapst zeigte auf, 
dass die Reserven für Deponie-
raum im Kanton Freiburg in 
zwei Jahren verbraucht sind. 
Die Konsequenzen seien un-
nötige Transporte, wilde De-
ponien und hohe Preise. Des-
halb müssten jetzt Reserven 
geschaffen werden. Wie er den 
FN erklärte, würde in der Len-
gi Weid hauptsächlich Aushub-
material aus der Region gela-
gert. 18 Franken pro Kubik-

meter Material würden Unter-
nehmen von Auftraggebern im 
Schnitt verlangen. 

Zum Schluss der Veranstal-
tung wurde klar, dass die Ent-
scheidungskompetenzen des 
Gemeinderats für das Bewilli-
gungsverfahren stark limitiert 
sind. Nur bei den Anpassun-
gen des Zonennutzungsplans 
habe der Gemeinderat Hand-
lungsspielraum, erklärte Da-
vid Köstinger. Bewilligungs-
behörde sei das Oberamt. Ku-
no Philipona erklärte, dass der 
Gemeinderat sich nicht zuletzt 
deshalb für eine Vereinbarung 
und die neue Strassenführung 
eingesetzt habe. «Das Oberamt 
könnte die Bewilligung ertei-
len, und wir hätten nichts.»

Mehrere Personen kündig-
ten am Montagabend an, Ein-
sprache gegen die aufgelegten 
Pläne zu erheben.

Das Gebiet Lengi Weid liegt in Düdingen zwischen dem Schi6enenseeufer und der Autobahn A 12.  Gra6k zvg
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Bauabfälle sind  
verboten

Für die Fortsetzung des 
Kiesabbaus Lengi Weid und 
die neue Deponie des Typs A 
in Düdingen sind unter ande-
rem eine Zonenerweiterung 
und eine Zonenänderung 
nötig. Es handelt sich um 
eine Arrondierung eines 
bestehenden und bewilligten 
Kiesabbaugebiets. In einer 
Deponie des Typs A darf nur 
unverschmutztes, natür-
liches Material wie Aushub, 
Sandstein oder Kieswasch-
schlamm aufgenommen wer-
den. Verarbeitete Materialien 
wie Bauabfälle sind verboten. 
Der Kanton kontrolliert die 
Deponien und macht Stich-
proben. Das Projekt Lengi 
Weid in Düdingen soll wäh-
rend 25 Jahren laufen. Eine 
Million Kubikmeter Material 
würde verschoben. Am Ende 
jeder der fünf geplanten 
Abbauphasen wird der Boden 
wieder rekultiviert. ak

St. Ursen will nicht mitmachen  
bei den Fusionsgesprächen
Nach Heitenried hat am 
Montagabend auch der  
Gemeinderat von St. Ursen 
entschieden, zurzeit keine 
Gespräche über eine  
Fusion im Sense-Mittelland 
zu führen. 

Karin Aebischer

ST. URSEN Die Fusionsgesprä-
che im Sense-Mittelland fin-
den vorläufig zwischen Tafers, 
St. Antoni und Alterswil statt. 
So präsentiert sich die Aus-
gangslage, nachdem der Ge-
meinderat von St. Ursen am 
Montagabend entschieden hat, 
vorläufig keine Fusion anzu-
steuern. «Der Gemeinderat von 
St. Ursen ist in seiner neuen Zu-
sammensetzung der Meinung, 
dass die Diskussion über eine 
Fusion verfrüht wäre.» Das 
sagte Ammann Albert Studer  
(CVP) gestern auf Anfrage. 

Der Gemeinderat von St. Ur-
sen antwortet damit auf eine 
Anfrage für Fusionsgespräche 
aus Tafers und St. Antoni. Die 
beiden Sense-Mittelland-Ge-

meinden versandten Mitte No-
vember ein Schreiben an die 
Gemeinderäte von Heitenried, 
St. Ursen und Alterswil, weil 
sie herausfinden wollten, ob 
mit den seit Ende April neu zu-

sammengesetzten Gemeinde-
räten nicht doch eine zusätz-
liche Mittelland-Gemeinde zu 
Fusionsgesprächen bereit wä-
re. Der Alterswiler Gemeinde-
rat hatte sich vor einer Woche 
dafür entschieden, beim Fu-
sionsprüfungsprozess mitzu-
machen, Heitenried hingegen 
sprach sich dagegen aus (die 
FN berichteten). 

Der Gemeinderat wolle eine 
Fusion nicht initiieren, wenn 
kein konkretes Begehren von 

der Bevölkerung her komme, 
erklärt Albert Studer den Ent-
scheid aus St. Ursen. Zudem 
seien Fusionsgespräche eine 
sehr intensive Angelegenheit, 
wenn man ernsthaft daran in-
teressiert sei. Und im neu zu-
sammengesetzten Gemeinde-
rat seien gleich mehrere Ge-
meinderätinnen und Gemein-
deräte erst daran, sich in die 
Dossiers einzuarbeiten. 

Der Tafersner Syndic Gas-
ton Waeber (SVP) bedauert 
den Entscheid des Gemeinde-
rats St. Ursen und ist auch et-
was überrascht darüber. «Scha-
de. Es wäre gut gewesen, wenn 
St. Ursen dabei gewesen wäre», 
sagte Waeber, als ihn die FN 
mit dem Entscheid aus St. Ur-
sen konfrontierten. Tafers und 
St. Ursen würden jetzt schon 
zusammenarbeiten, zum Bei-
spiel in der Bauverwaltung, 
die gemäss Gemeindeüber-
einkunft Tafers für St. Ursen 
übernimmt. Gaston Waeber 
geht nun davon aus, dass die 
Fusionsgespräche zu dritt zwi-
schen Tafers, St. Antoni und 
Alterswil stattfinden werden. 

«Schade. Es wäre 
gut gewesen, wenn 
St. Ursen dabei  
gewesen wäre.»

Gaston Waeber
Ammann von Tafers

Gewerkschaft Syndicom erstellt 
Karte der gefährdeten Poststellen
Neun Freiburger Poststel-
len sind sicher, neun sind 
im Schliessungsprozess 
und 50 sind gefährdet. Die-
ses Fazit zieht die Medien-
gewerkschaft Syndicom.

Urs Haenni

FREIBURG 1400 posteigene Fi-
lialen gibt es in der Schweiz 
heute, auf 800 bis 900 Filialen 
soll das Netz bis Ende 2020 re-
duziert werden. Im Gegenzug 
soll die Zahl der Postagentu-
ren von 800 auf 1200 bis 1300 
steigen. Dies hat die Post vor 
knapp zwei Monaten angekün-
digt (die FN berichteten).

Nun will die Gewerkschaft 
für Medien und Kommunika-
tion, Syndicom, konkret auf-
zeigen, welche Postfilialen si-
cher sind, welche schliessen 
müssen und welche gefähr-
det sind. Syndicom erarbeitet 
Kanton für Kanton eine Karte 
mit den entsprechenden Post-
stellen und ihrem Status. Nach 
Aargau ist dieses Inventar nun 
auch für Freiburg gemacht.

Wie David Roth von der Ge-
werkschaft Syndicom den FN 
verrät, seien im Kanton Frei-
burg nur 9 von heute 68 Post-
filialen sicher. Es handelt sich 
um Filialen in Städten mit 
mehr als 20 000 Einwohnern 
oder um Bezirkshauptorte. Bei 
neun weiteren Postfilialen sei 
der Schliessungsprozess ein-
geleitet; sie alle befinden sich 
im französischsprachigen Teil 
des Kantons (siehe Kasten). Bei 
50 Freiburger Postfilialen sei 
die Existenz gefährdet, so Ro-
th. Rechnet man den nationa-
len Anteil an angekündigten 
Schliessungen auf Freiburg he-
runter, so würden gemäss Ro-
th bis 2020 rund 25 Freiburger 
Postfilialen schliessen müssen.

Mit diesem Inventar will 
Syndicom den Behörden und 
der Bevölkerung einen Über-
blick verschaffen und auf-
zeigen, wo eine Schliessung 
droht. So könnten die Kanto-
ne und Gemeinden rechtzei-
tig bei der Post intervenieren, 
so  Roth. Für Syndicom seien 
Agenturen kein vollständiger 
Ersatz für Poststellen. 
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So schätzt Syndicom 
das Postnetz ein

Existenz der Filialen gesichert: 
Bulle 1, Châtel-St-Denis, Estavayer-
le-Lac, Murten, Romont, Tafers, 
Freiburg 1 Depot, Freiburg 2 Burg.

Schliessung der Filialen einge-
leitet: Bulle 2, Cugy, Grandvillard, 
Matran, Riaz, La Roche, La Tour-de-
Trême, Villarsiviriaux, Freiburg 9 
Beaumont.

Zukunft der Filialen gefährdet:  
Albeuve, Attalens, Avry-devant-
Pont, Bossonnens, Broc, Charmey, 
Corminboeuf, Courtepin, Cousset, 
Domdidier, Düdingen, Epagny, 
Farvagny, Flamatt, Gi\ers, Givisiez, 
Gletterens, Grandvillard, Grolley, 
Gurmels, Granges-Paccot, Jaun, 
Kerzers, Marly 1, Marsens, Montet, 
Neyruz, Pla\eien, Posieux, Le 
Mouret, Prez-vers-Noréaz, Greyerz, 
Rechthalten, Ried, Avry-Centre, 
St. Antoni, St-Aubin, Schmitten, 
Semsales, Siviriez, Sugiez, Trey-
vaux, Überstorf, Ursy, Villars-sur 
Glâne 2 Les Dailles, Villaz-St-Pierre, 
Vuadens, Vuisternens-devant-Ro-
mont, Freiburg 5 Pérolles, Freiburg 
7 Schönberg.


